
CORONA

Gericht billigt Regeln im Land
zu Alarm- und Warnstufe 
Mit Blick auf steigende Zahlen bei
Neuinfektionen und volllaufende In-
tensivstationen hält der Verwaltungs-
gerichtshof Eingriffe in persönliche
Freiheiten für gerechtfertigt. Und die
Landesregierung will schärfere Maß-
nahmen nicht ausschließen.

MANNHEIM/STUTTGART. Unter dem Druck ra-
sant steigender Coronazahlen kommen noch
vor der erneuten Krisenrunde von Bund und
Ländern morgen immer mehr eilige Regel-
verschärfungen auf den Weg. In Baden-Würt-
temberg haben von heute an nur noch Ge-
impfte und Genesene (2G) Zugang zu Muse-
en, Restaurants und Veranstaltungen. In
Hamburg dürfen Ungeimpfte ab Samstag un-
ter anderem nicht mehr in Bars und Clubs. In
Thüringen kommt eine 2G-Pflicht für weite
Teile des öffentlichen Lebens, in Nordrhein-
Westfalen für Erwachsene im Freizeitbereich.

Ministerpräsident Winfried Kretschmann
(Grüne) schließt sogar einen erneuten Lock-
down im Südwesten nicht mehr aus. Dies
hänge auch von den Auffrischungsimpfun-
gen ab, sagte er gestern und stellte in Aus-

sicht, die Größe von Veranstaltungen zu be-
grenzen. Bessere sich die Lage nicht, müsse
man über Beschränkungen befinden. Weih-
nachtsmärkte sollen aber nach aktueller Lage
stattfinden können. Der Städtetag forderte
bundesweit 2G auch für Weihnachtsmärkte.

Kurz vor dem Inkrafttreten der Corona-
Alarmstufe im Land hat das oberste Verwal-
tungsgericht Baden-Württembergs gestern
die Testnachweispflichten in der Warn- und
Alarmstufe für rechtens erklärt. Auch die für
den Fall der Nichtvorlage von Tests geltenden
Zugangsregeln seien verfassungsrechtlich

nicht zu beanstanden. Eine Frau aus dem Or-
tenaukreis hatte sich in einem Eilverfahren
gegen die Coronaverordnung der Landesre-
gierung in der Fassung vom 20. Oktober ge-
wandt. Die weder geimpfte noch genesene
Klägerin wollte den Stopp der Vorgaben er-
reichen, soweit darin Ungeimpften der Zu-
tritt zu Angeboten wie Theater, Kino oder
Sportveranstaltungen nur mit einem negati-
ven Antigen- oder PCR-Test gestattet ist. Sie
sehe dadurch mehrere Grundrechte verletzt.

Die Richter folgten dem Argument nicht.
Die Erwägungen zur Festlegung der Schwel-
lenwerte für das Erreichen der Warn- und der
Alarmstufe seien verfassungsrechtlich nicht
zu beanstanden. Sie dienten dazu, die medi-
zinische Versorgung abzusichern. Zudem
müssten die Interessen der Geimpften und
Genesenen berücksichtigt werden: Sie sollten
die von den angefochtenen Vorschriften er-
fassten Veranstaltungen, Einrichtungen und
Angebote in einer möglichst sicheren Umge-
bung besuchen. Das komme nicht nur dem
Einzelnen selbst, sondern auch Angehörigen
zugute. Außerdem sei die Ungleichbehand-
lung von geschützten und ungeimpften Men-
schen hinsichtlich der Testnachweispflichten
erforderlich und verhältnismäßig. (dpa)
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BÖRSE
DAX 16 247,86 +0,61% 
DOW JONES 36 282,59 +0,54% 
EURO (in Dollar) 1,1368 -0,66% 

ANZEIGE

LUDWIGSBURG
■ Evangelische Hochschule
feiert Jubiläum: Vor 50 Jahren
ist die Evangelische Hochschu-
le in Ludwigsburg gegründet
worden. Zum Jubiläum kam
auch Landesbischof Frank
Otfried July. SEITE 8

MÖGLINGEN
■ Der Streit um die neue
Feuerwache:  Die Gemeinde
benötigt eine neue Feuerwa-
che. Das ist allen Beteiligten
klar. Gestritten wird allerdings,
wo der richtige Ort für das Ge-
bäude ist. SEITE 13

GROßBOTTWAR
■ Aufenthaltsverbot vor neuer
Stadthalle angeregt: Weil sich
der Vorplatz der Harzberghalle
zum Treffpunkt für Partys und
Autoposer entwickelt, hat ein
Stadtrat ein Aufenthaltsverbot
ins Gespräch gebracht. SEITE 14

■ Olaf Scholz macht sich in der
Krise rar: Wenige Auftritte,
kaum Reden – in der Über-
gangsphase zur neuen Bun-
desregierung hält sich der vor-
aussichtliche neue Bundes-
kanzler Olaf Scholz mit Äuße-
rungen zurück. POLITIK, SEITE 2

■ Patent von Heckler & Koch
verletzt: Im Streit mit Heckler
& Koch (HK) ist der Waffenher-
steller Haenel vor Gericht ge-
scheitert. Er hat bei einem
Sturmgewehr ein Patent von
HK verletzt. WIRTSCHAFT, SEITE 27

LOKALES

THEMEN

Verkehr

15 Minuten lang Rot
Autofahrer in Kaiserslautern sind vor ei-
ne wahre Geduldsprobe gestellt wor-
den. Am Sonntagmittag sahen sie näm-
lich wortwörtlich Rot – deutlich länger
als sonst. So mussten die Verkehrsteil-
nehmenden eine Viertelstunde lang
warten, bis die Ampeln an einer Kreu-
zung endlich wieder Grün anzeigten. Es
kam zu kurzen Staus, wie ein Sprecher
der Polizei mitteilte. Die Polizei musste
den Verkehr vor Ort regeln. Nach etwa
15 Minuten endete die „Dauer-Rot“-
Phase und die Ampel sprang erneut auf
Grün. Auch die gesamte Anlage funktio-
nierte wieder normal. Was den Defekt
zwischenzeitlich ausgelöst hatte, ist
noch nicht klar. (dpa)

Top 3

Europäische Länder mit den
meisten Tigern in Gehegen
Tschechien

1801.
Deutschland

1642.
Großbritannien

1233.

Ortsgeschichte

Der alte Bunker  in Unterriexingen soll wie-
der der Öffentlichkeit zugänglich gemacht
werden, darum kämpfen Roland Essig und
Heinz Schütt seit Jahren. Jetzt sind die bei-
den Forscher fast am Ziel. Der Bunker ge-
hörte im Zweiten Weltkrieg zur sogenann-
ten Neckar-Enz-Stellung. SEITE 12

Stimmgewaltig
Adele gibt im
neuen Album viel
Privates preis. SEITE 19
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WEITERE BERICHTE
■ Wie Juristen Einschränkungen und

Impfpflicht einschätzen. SEITE 3

■ Coronatests an Schulen im Land bis zu
den Faschingsferien. SEITE 4

■ Überblick: Was sich mit der Alarmstufe
alles ändert. SEITE 10

■ Der Chef der MHP-Riesen Ludwigsburg 
      fordert neue Hilfsgelder. SEITE 21

5° 8°
WETTER, SEITE 24

LUDWIGSBURG

Mehr Tests
möglich
Ludwigsburg reagiert auf die
starke Nachfrage nach
Schnelltests und baut die Ka-
pazitäten aus. Durch die
Alarmstufe wird der Bedarf ab
heute weiter steigen. (red) 
SEITE 9Fo
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JUGENDANGEBOT

Gastronomiepläne
für Akademiehof
in Ludwigsburg
LUDWIGSBURG. Was hat Ludwigs-
burg Jugendlichen zu bieten?
Über diese Frage haben sich bei
einer Gesprächsrunde unserer
Zeitung Jugendliche, der Ober-
bürgermeister, eine Sozialarbeite-
rin, ein Kulturschaffender und ein
Polizist ausgetauscht. Hauptthe-
ma war der Akademiehof. Dort
plant die Stadt im nächsten Jahr
eine bessere Beleuchtung und
Gastronomie auf dem Platz. Doch
auch andere Treffpunkte werden
gewünscht. Eine neue Möglich-
keit könnte das Scala bieten mit
einem wöchentlichen Treff. (cars)
SEITE 7

THEMA DES TAGES

Hohe Preise
belasten Bürger
im Südwesten

STUTTGART. Ob
Benzin, Heizen,
Strom oder Le-
bensmittel – die
Preise haben in
Deutschland
stark angezo-
gen. Dies macht
den Baden-
Württember-

gern Sorge. Bei einer Umfrage im
Auftrag der Tageszeitungen im
Land gaben 65 Prozent an, dass
sie durch die Preissteigerungen
stark belastet würden. (tr)
SEITE 6

GASPIPELINE

Netzagentur setzt
Zulassung für
Nord Stream 2 aus
BONN. Die Betreiber der umstrit-
tenen Gaspipeline Nord Stream 2
müssen weiter auf grünes Licht
aus Deutschland für die Betriebs-
aufnahme warten. Die Bundes-
netzagentur hat das Verfahren zur
Zertifizierung der in der Schweiz
ansässigen Nord Stream 2 AG als
Netzbetreiber der umstrittenen
Ostsee-Pipeline gestern vorläufig
ausgesetzt. (dpa)
SEITEN 3 UND 27

■ Zusätzliche Steuern fließen
in Corona-Rücklage: Das Land
will das Milliardenplus bei den
Steuereinnahmen nutzen, um
Schulden abzubauen und für
weitere Coronakosten ge-
wappnet zu sein. Das freut so-
gar die FDP. SÜDWEST, SEITE 4

■ Diskussion um Raketen an
Silvester: Die Umwelthilfe will
gemeinsam mit der Gewerk-
schaft der Polizei, Ärzten und
Tierschützern Feuerwerk zum
Jahreswechsel verbieten. Der
Bundesverband Pyrotechnik
protestiert. MAGAZIN, SEITE 17

Nur noch
3 Tage!
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